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Überlegungen zu den künftigen Leitlinien 
für die Wirtschaftspolitik Brandenburgs 

Vorrang für die Wachstumspolitik 

64. Jahrgang 

Trotz der hohen Wachstumsraten in den letzten Jahren ist das Produktionsniveau in Brandenburg — wie 

in allen neuen Bundesländern — im Vergleich zum Durchschnitt der westdeutschen Bundesländer immer 

noch niedrig. Gleichzeitig drohen sich Strukturdefizite zu verfestigen. Die Probleme kumulieren im verarbei-
tenden Gewerbe. Ihren Niederschlag findet die schwierige wirtschaftliche Situation in einer hohen Unterbe-

schäftigung. Bisher ist es nichtgelungen, ein selbsttragendes Wachstum in Gang zu setzen, Die Lücke zwi-

schen Absorption (Inlandsverwendung) und Produktion (B/P) wird auch in Brandenburg derzeit vor allem 

durch Transfers aus dem Westen und öffentliche Kreditaufnahme geschlossen. Es muß aberin den nächsten 

Jahren mit einem spürbaren Abbau der Förderung durch den Bund und die EU sowie mit geringer werden-

den „Verschuldungsspielräumen" gerechnet werden. 

Diese Situation läßt keine Wahl: Sie zwingt dazu, die Wirtschaftspolitik des Landes unter Einbeziehung 

aller Fachpolitiken so zu gestalten, daß die Entwicklungsspielräume umfassend und rasch genutzt werden, 

um die Wettbewerbsfähigkeit der brandenburgischen Wirtschaft nachhaltig zu verbessern. Dazu müssen 

die wirtschaftlichen Entwicklungspotentiale Brandenburgs im Rahmen eines Leitbildes bestimmt und durch 

wirtschaftspolitische Strategien mobilisiert werden'. Dies muß im Kontext des „ Wettbewerbs der Regionen" 

in Deutschland und Europa geschehen. 

Regionale Differenzierung des Leitbildes 

für die brandenburgische Wirtschaftspolitik 

Brandenburg weist eine spezifische Regionalstruktur 

auf. Dem hat die Landesregierung durch Ausarbeitung 

eines räumlichen Entwicklungkonzepts Rechnung getra-

gen. Dieses Leitbild der dezentralen Konzentration sieht — 

eingebettet in fünf „tortenförmig" auf Berlin zulaufende 

Planungsregionen — vor, sechs regionale Entwicklungs-

zentren im sogen. „erweiterten Städtekranz" um Berlin 
(bestehend aus den Städten Brandenburg, Neuruppin, 

Eberswalde, Frankfurt (Oder), Cottbus und Lucken-
walde/Jüterbog) besonders zu stärken. Ziel ist es dabei 

— das ringförmige „Überlaufen" der Metropole zu ver-

hindern, 

— Entwicklungsimpulse in räumlichem Abstand von Ber-

lin zu bündeln, 

— Stabilisierungs- und Entwicklungsaufgaben für den 

äußeren Entwicklungsraum wahrzunehmen und 

— Ergänzungs- und Entlastungsaufgaben für die Metro-

pole zu übernehmen. 

1 Die Ausführungen basieren auf einer Studie, die im Auftrag 
des Ministeriums für Wirtschaft, Mittelstand und Technologie des 
Landes Brandenburg erstellt wurde. 
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Hinzu kommen fünf weitere regionale Entwicklungszen-

tren im äußeren Entwicklungsraum und — mit nachrangi-

ger Priorität — acht Zentren im engeren Verflechtungs-

raum von Berlin, darunter die Landeshauptstadt Potsdam. 

Die gegenwärtige Regionalstruktur weicht allerdings 

von diesem Leitbild noch erheblich ab. Unter ökonomi-

schen Vorzeichen läßt sie sich wie folgt kennzeichnen: 

1. Im Zentrum des Landes liegt die mit großem Abstand 

wirtschaftsstärkste Teilregion: der Ballungsraum Berlin 

(Stadt Berlin und „engerer Verflechtungsraum") mit der 

brandenburgischen Landeshauptstadt Potsdam. Die 

siedlungsstrukturelle und wirtschaftliche Verflechtung 

der Stadt Berlin mit dem engeren Verflechtungsraum ist 

in den letzten Jahren zügig vorangekommen. Darüber 

hinaus existiert in Brandenburg in ost-westlicher Rich-

tung ein verkehrsmäßig relativ gut erschlossenes Band 

urbaner Zonen, das von der Stadt Brandenburg/Havel 

über Berlin bis nach Frankfurt/Oder reicht. 

2. Der überwiegende Teil Brandenburgs — vor allem der 

Norden — ist dagegen wirtschaftlich schwach ent-

wickelt und zu großen Teilen ländlich geprägt. Auch die 

als Entwicklungszentren vorgesehenen Orte im erwei-

terten Städtekranz sind i.d.R. klein (weniger als fünfzig-

tausend Einwohner). Lediglich Brandenburg/Havel und 

Frankfurt/Oder sind größer. 

3. Einzelne Industriestandorte und -regionen sind außer-

halb des Berliner Raums großräumig verteilt und weisen 

z.T. ausgeprägte Monostrukturen auf. Dies gilt insbe-

sondere für den Bergbau (in der Region Cottbus) und 
die Grundstoffindustrie (Schwedt, Eisenhüttenstadt, 

Guben und Schwarzheide). Im Zuge des Strukturum-

bruchs erwiesen sich große Teile der hier ansässigen 

Industrien aus DDR-Zeiten als nicht wettbewerbsfähig. 

4. Die Grenzlage zu Polen macht den Osten von Branden-

burg zur peripheren Grenzregion in der Europäischen 

Union nach Mittel- und Osteuropa. Vor diesem Hinter-

grund erscheint eine regionale Differenzierung des Leit-

bildes angezeigt. Für die jeweiligen Teilregionen sind 

wirtschaftliche Entwicklungspotentiale zu bestimmen 

und vor dem Hintergrund knapper Landesmittel dahin-

gehend miteinander zu vergleichen, an welchem Ort ein 

möglichst hoher Beitrag zur Stärkung der Wirtschafts-

kraft des Landes insgesamt erreicht werden kann. 

Urbane Zonen in der Mitte des Landes 

Die größeren Orte in der Mitte und der West-Ost-Achse 

des Landes mit den Städten Brandenburg/Havel, Potsdam, 

Frankfurt/Oder sollten gemeinsam mit dem engeren Ver-

flechtungsraum und der Stadt Berlin selbst im nationalen 

und internationalen Wettbewerb der Regionen als Gesamt-

potential verstanden werden. In diesem Raum liegen nach 

den Erkenntnissen der regionalökonomischen Theorie' 

wohl die größten Wachstumschancen Brandenburgs. Auch 

ohne Berlin besitzt er mit Abstand die größte Dichte wirt-

schaftlicher Aktivität, so daß sich hier am ehesten positive 

externe Effekte (Agglomerationsvorteile) ergeben werden. 

Zudem weist er eine weit über dem Durchschnitt des Lan-

des liegende Infrastrukturausstattung sowohl im Verkehrs-

als auch im Forschungsbereich auf. 

Die verdichtete Mitte wird wirtschaftlich durch indu-

strielle Verlagerungsprozesse aus Berlin und durch Unter-

nehmensansiedlungen aus anderen Regionen, die die 

Nähe des Ballungsraums suchen, geprägt. Im Vergleich zu 

anderen Agglomerationen in Europa ist dieser Raum aber 

z.Zt. noch nicht stark verdichtet, sondern weist noch erheb-

lich Freiflächen auf. Die Nutzung der Entwicklungspoten-

tiale hier schafft auch Chancen für andere Gebiete des 

Landes Brandenburg. Dies kann direkt über privatwirt-

schaftliche Spillover-Effekte (z.B. Nachfrage nach land-

wirtschaftlichen Produkten, Naherholung usw.) und indi-

rekt über wachsende Spielräume zur ausgleichsorientier-

ten Politik für die ärmeren Regionen führen. Die 

Konzentration der Wirtschaftspolitik auf dieses — vom 

Ansatz her — Wachstumszentrum könnte am ehesten 

einen landesinternen Ausgleich der regionalen Wirt-

schaftskraft schaffen. Eine zu frühe regionale Orientierung 

der Wirtschaftspolitik des Landes am Ausgleichsziel min-

dert dagegen — über längere Zeit gesehen — das mögli-

che Umverteilungsvolumen. 

Ländliche Regionen 

Die ländlichen Räume, vornehmlich im Norden sowie im 

Osten und im Südwesten gelegen, müssen — auch um die 
weitere Abwanderung gerade der qualifizierten Arbeits-

kräfte zu stoppen — ihre spezifischen Vorteile nutzen: 

— Es existieren günstige Voraussetzungen für die Naher-

holung der Berliner Bevölkerung und in einigen Teilräumen 

auch für den Ferntourismus, wobei aufgrund der natur-

räumlichen Voraussetzungen Formen des „sanften Touris-

mus" die besten Entwicklungschancen haben. 

Ländliches Wohnen stellt einen Attraktionsfaktor für 

bestimmte soziale Gruppen von städtischen Arbeitneh-

mern — insbesondere aus Berlin — dar („ Öko"-

Pendler). 

„Seniorenwanderungen" aus den urbanen Gebieten 

(ebenfalls vor allem aus Berlin) sind für Brandenburg 

aufgrund der naturräumlichen Gegebenheiten ein zu 

beachtendes Potential. In vielen Bereichen fehlen aber 

noch die öffentlichen wie privaten infrastrukturellen 

Voraussetzungen (z.B. Kureinrichtungen, Senioren-

wohnungen, Spezialkliniken usw.). 

— Die verdichtete Mitte des Bundeslandes ist noch weit-

aus stärker als bisher als Absatzgebiet für landwirt-

schaftliche Erzeugnisse aus den peripheren Gebieten 

2 Vgl. hierzu die umfangreiche Literatur über „Wachstums-
pole", die durch die Arbeiten von Perroux angeregt wurde. Per-
roux, Francois: Note sur la Notion de pöle de croissance, Economi-
que Appliquee 1955. 
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zu erschließen. Diese Ansatzpunkte für die wirtschaftli-

che Entwicklung der ländlichen Regionen bieten vor-

nehmlich eine Chance für kleine und mittlere Betriebe. 

Altindustrielle Kerne 

Die altindustriellen Kerne, die zumeist als räumlich-funk-

tional isolierte „ Inseln" in Brandenburg verstreut sind, 

mußten in den vergangenen sechs Jahren ihre Beschäfti-
gung drastisch reduzieren. Zwar schreitet der Prozeß der 

Modernisierung voran, doch mangelt es an gehobenen 

Unternehmensfunktionen vor Ort. Insofern muß neben der 
Modernisierung und Erweiterung der Produktionskapazi-

täten eine Umstrukturierung in Richtung auf qualifizierte 

Unternehmensfunktionen betrieben werden. Daneben 

sollte für die weniger hochwertigen Produktionen stärker 

als bisher die Standortnähe zu Polen und der Tschechi-

schen Republik zur Kooperation mit Unternehmen genutzt 

werden. 

Für den Prozeß der „qualitativen Anreicherung" der 
altindustriellen Kerne spielt die wohnortbezogene Infra-

struktur eine nicht zu unterschätzende Rolle; sie ist die Vor-

aussetzung dafür, daß Arbeitskräfte mit gehobener Qualifi-

kation diese Regionen als Wohnort annehmen. Zur Verbes-

serung der Wachstumsbedingungen in den altindustriellen 

Standorten muß auch versucht werden, Zuliefernetze im 
klein- und mittelbetrieblichen Bereich aufzubauen bzw. zu 

erweitern. Grundsätzlich isteine Diversifizierung in kompe-

tenzverwandten Bereichen, also solchen, die an vorhan-
dene wirtschaftliche Merkmale wie z.B. Arbeitsqualifikatio-

nen, Einstellungen der Bevölkerung usw. anknüpfen, anzu-

streben. 

Grenzregionen zu Polen 

Entlang der Ostgrenze Brandenburgs bietet es sich an, 

einen Wirtschaftsraum mit speziellen infrastrukturellen, 
institutionellen und organisatorischen Rahmenbedingun-

gen zu schaffen. Mit ihm könnten Chancen, die sich aus 

der unmittelbaren Nähe zu dem großen zukünftigen Markt 
„Mittel- und Osteuropa" und vor allem aus der kleinräumi-

gen Nutzung von Kostenvorteilen durch Kooperationen in 

der Fertigung ergeben, realisiert werden. Die „Euroregio-

nen" entlang der Grenze zu Polen sind hier ein erster 
Anknüpfungspunkt. 

Wo sollte vorrangig gefördert werden? 

Insgesamt spielen Berlin und die Städte in der Mitte 

Brandenburgs mit Abstand die wichtigste Rolle für die öko-
nomische Entwicklung des Landes, und zwar nicht nur 

wegen der Größe ihres eigenen Potentials, sondern auch 

aufgrund ihrer Verknüpfung untereinander sowie in der 

Verbindung mit den anderen Regionen Brandenburgs (als 

Absatzgebiet für die Landwirtschaft, als Abnehmer von 

Braunkohle aus der Oberlausitz usw.) und wohl auch im 
Hinblick auf die Öffnung Mittel- und Osteuropas. 

Im Ergebnis müßten entgegen dem räumlichen Entwick-

lungskonzept des Landes die Mittel auf diese bereits schon 

relativ entwicklungsstarken Regionen und Städte konzen-

triert werden, um hier die ökonomischen Vorteile der Kon-

zentration noch stärker als bisher zu nutzen. Dies gilt 

zumindest bis zu bestimmten Grenzen („ Ballungsopti-

mum"). Dieses Konzept hat sich in Westdeutschland in der 

Nachkriegszeit als erfolgreich erwiesen. Erst an zweiter 

Stelle sind die Ressourcen in den übrigen Regionen auf die 

dortigen Entwicklungszentren bzw. „ industriellen Inseln" 

zu konzentrieren, und zwar funktional auf diejenigen Berei-

che, die als wichtig für die wirtschaftliche Entwicklung der 

ländlichen Räume und der industriellen Kerne anzusehen 

sind. Insofern müßte das Verfassungsziel, in allen Landes-

teilen gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen zu 

schaffen und zu erhalten, als eine längerfristige Aufgabe 

interpretiert werden. 

Gegenwärtig kommt es vor allem darauf an, wie mit 

einem bestimmten Mitteleinsatz der größtmögliche wirt-

schaftliche Wachstumseffekt zu erzielen ist. Das verlangt 

nach einem Stufenkonzept: Zunächst hat der engere Ver-

flechtungsraum Berlins mit seinen Ausläufern Priorität. 

Danach sind andere größere Städte Brandenburgs an der 

Reihe und erst danach die kleineren Zentren in der Peri-

pherie. Dies gilt zumindest als grobe Richtlinie. Damit wird 
langfristig auch eine Raumstruktur induziert, wie sie im 

Konzept der dezentralen Konzentration vorgesehen ist. Der 

Unterschied besteht letztlich nur darin, daß das Konzept 

nicht auf einmal umzusetzen ist, sondern von innen nach 

außen über längere Zeit hinweg. Andernfalls besteht die 

Gefahr, daß die Wachstumspotentiale nicht genutzt werden 

— und zwar sowohl in der verdichteten Mitte als auch in den 

kleinen ländlichen Zentren. 

Wirtschaftsstrukturelle Defizite 

als Ansatzpunkte der Wirtschaftspolitik 

Erhebt man eigenständig im interregionalen Wettbewerb 

wachsende Regionen zum Leitbild für Brandenburg und 

befragt die regionalökonomische Theorie nach den 

Wachstumsdeterminanten, dann werden zum einen die 

Schwächen in der Wirtschaft Brandenburgs deutlich, und 
zum anderen erhält man Hinweise auf strategische Fakto-

ren, an denen die Wirtschaftspolitik des Landes zur Förde-

rung des Wirtschaftswachstums ansetzen muß. 

Qualifizierte Industrie, d.h. industrielle Betriebe in Wachs-

tumsbranchen mit überregionalem Absatz, vernetzt mit 

Dienstleistungen (und Informationen) sind auch auf regio-

naler Ebene eine zentrale Wachstumsvoraussetzung. 

Diese Bedingungen sind in Brandenburg — wie in den übri-
gen neuen Bundesländern — kaum gegeben. Vielmehr ist 

die industrielle Basis schwach und stark auf den regiona-

len Absatz ausgerichtet. Ohne eine starke industrielle 

Exportbasis sind aber die Entwicklungschancen der 

gesamten Wirtschaft des Landes eng begrenzt. Wenig 
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erfolgreich wäre es, vorrangig auf eine dienstleistungs-

orientierte Exportbasis zu setzen. Dies gilt nicht zuletzt 

deshalb, weil sich viele solcher Dienstleistungen haupt-

sächlich in enger Verbindung zu qualifizierter Industrie ent-

wickeln. Entsprechend sind zukunftsträchtige Felder wie 

Software- Produktion oder Informations- und Kommunika-
tionstechnik in Brandenburg fast nicht besetzt. Als zusätzli-

ches Problem erweist sich der unzureichende Diversifizie-
rungsgrad der brandenburgischen Industrie: Die Wirt-

schaftsaktivität konzentriert sich nur auf eine relativ kleine 

Anzahl von Industriezweigen und Produkten. Durch die 

geringe Diversifizierung und den großen Anteil von Produk-

tionen im Vorleistungsbereich wird die Krisenanfälligkeit 

der Wirtschaft insgesamt erhöht. Zudem fehlt es an Ansät-

zen zur Bildung von „Clustern", also der regionalen Kon-

zentration von Unternehmen der gleichen Branche bzw. 

gleicher Produktgruppen. 

Ein weiterer Mangel der Brandenburger Wirtschaft zeigt 

sich in funktionaler Hinsicht: Sie setzt sich in weiten Teilen 

aus Betrieben im Besitz westdeutscher und ausländischer 

Unternehmen zusammen. Das hat zur Folge, daß den 
Betrieben im Land vergleichsweise häufig nur ausfüh-

rende Funktionen im Rahmen bestehender Produktlinien 

zufallen, während zentrale Unternehmensfunktionen, wie 
Forschung und Entwicklung, Vertrieb, Marketing, im 

Westen angesiedelt sind. Auch im tertiären Sektor haben 

westliche Unternehmen häufig nur Zweigbetriebe — bei-

spielsweise Bankfilialen, Versicherungsagenturen, Super-
märkte, Verteilzentren — in Brandenburg errichtet, wäh-

rend der Hauptsitz im Westen blieb. Diese regionale 

Arbeitsteilung—ebensowie die geringe Industriedichte— 

schränkt die Wachstumsmöglichkeiten der sich allgemein 
dynamisch entwickelnden unternehmensnahen Dienstlei-

stungen (Werbeagenturen, Rechts- und Wirtschaftsbera-

tung, Architektur- und Ingenieurbüros, Software- Produ-

zenten u.ä.) in Brandenburg ein. 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß es beim Staat 

noch Anpassungserfordernisse gibt. Generell liegen in der 

Effektivierung der Bereitstellung öffentlicher Güter erhebli-

che Wachstumsspielräume, sei es, daß mehr und bessere 

öffentliche Leistungen angeboten werden können, oder sei 

es, daß eine Entlastung des privaten Sektors ermöglicht 

wird. Im besonderen ist Brandenburg, und hier vor allem 

der kommunale Bereich, bei der Rückführung seines Per-

sonalbestandes noch im Rückstand. 

Zentrale Ansatzpunkte 

der wirtschaftspolitischen Förderung 

Neben der zuvor skizzierten Förderpriorität nach Regio-

nen ist folgende Schwerpunktsetzung in der Wirtschafts-

politik des Landes anzuraten: 

— Nach wie vor ist es notwendig, Investitionen anzurei-
zen, um das ungenutzte Humankapital zu aktivieren 

und die Kapitallücke im Vergleich zu anderen Bundes-

ländern zu schließen. Diese Strategie ist einer Subven-

tionierung der Arbeitskosten, die unerwünschte 

Nebeneffekte haben könnte, vorzuziehen. 

— In der Industrie konzentrieren sich die Probleme; ent-
sprechend ist hier der Schwerpunkt der Förderung zu 

setzen. 

— Die Exportbasis bei Dienstleistungen ist ebenfalls viel 

zu gering. Entsprechend sind über die Industrie hinaus 
Bereiche des tertiären Sektors mit überregionalem 

Absatz zu fördern (wie produktionsnahe Dienstleistun-

gen und der Fremdenverkehr). 

Die Finanzierungsprobleme der Unternehmen beein-

trächtigen viele andere betriebliche Funktionen. Des-

halb sollte die Wirtschaftspolitik hier Engpässe beseiti-

gen. Dies sollte aber verstärkt unter Berücksichtigung 

marktlicher Risiken geschehen, vor allem dadurch, daß 

die Förderung zunehmend auf die Gewährung günsti-

ger Kredite umgestellt wird. 

Angesichts ihrer besonderen Bedeutung sind die 

betrieblichen Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten 

zusätzlich zu unterstützen, und zwar am ehesten über 

die Verbesserung des Wissenstransfers von Universitä-
ten und außeruniversitären Einrichtungen in die 

Betriebe. Dazu bedarf es einer eng verzahnten Techno-
logiepolitik mit Berlin, das über eine breite Palette an 

Forschungseinrichtungen verfügt. 

Wichtige Einzelmaßnahmen 

Infrastrukturpolitik 

Der Verbesserung der Infrastruktur kommt im Rahmen 

der Wirtschaftspolitik des Landes eine zentrale Rolle zu. 
Um so wichtiger wird es, die Fachpolitiken zu koordinieren. 

Dies setzt ein hohes Maß an politischer und administrativer 

Flexibilität voraus. Notwendig ist auf vielen Feldern auch 

eine Form der Zusammenarbeit mit dem Land Berlin, bei 

der die bestmögliche Wirtschaftsentwicklung im Raum 

Berlin- Brandenburg die Leitlinie sein sollte. 

Es ist, und zwar über alle Fachpolitiken hinweg, eine 

regionale Konzentration der investiven Mittel der öffentli-

chen Hand für den Infrastrukturausbau (Verkehrs- und 

Informationsinfrastruktur, Kultur- und Bildungseinrichtun-
gen, Freizeit- und Erholungsangebote usw.) in derweiter zu 

verdichtenden Mitte des Landes anzustreben, um hier 

durch Bündelung von Vorleistungen für die Unternehmen 

die Standort- und die Wohnortattraktivität schnell und 

nachhaltig zu erhöhen. 

Mit Blick auf die Schaffung von Infrastruktur durch pri-
vate Investitionen sollte es ein Zurückbleiben der Unter-

nehmensförderung in den Zentren gegenüber der Periphe-

rie nicht geben. 

Im Hinblick auf die Anforderungen, die von den privaten 

Haushalten an die Infrastruktur gestellt werden, sollte der 
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Standortfaktor „wohnortbezogene Infrastruktur", also 
Wohnungsangebot, Wohnumfeld, Kultur und Bildungswe-

sen, nicht unterschätzt werden. Auch aus diesem Blickwin-

kel ist die Bedeutung Berlins für die Entwicklung der Mitte 

Brandenburgs groß. 

Förderungvon Unternehmensnetzwerken 
(Cluster) 

Regionale Konzentrationen von Branchen bzw. Produkt-

gruppen und sich daraus ergebende Netze der Unterneh-

menszusammenarbeit in der Region („Cluster") sind 

besonders wachstumsfördernd, vor allem weil durch sie 

die Transaktionskosten gesenkt werden und eine perma-

nente Qualitätskontrolle im Produktionsprozeß gesichert 

wird. Insofern stellt sich wirtschaftspolitisch die Frage, ob 
und wie man solche Cluster aufbauen oder fördern kann. 

Eine „Clusterbildung" kann in Brandenburg eventuell in 

den altindustriellen Kernen gelingen, die immer noch 

Ansätze zur Branchenkonzentration aufweisen, wenn-

gleich hier nicht unbedingt in volkswirtschaftlich prosperie-

renden Bereichen. 

Größere Chancen sind aber dann gegeben, wenn es in 

dem gegebenen ordnungspolitischen Rahmen möglich ist, 

größere Teile der Berliner und Brandenburger Investitions-

aktivitäten im Verdichtungsband zum Aufbau binnennach-

frageorientierter regionaler Angebotsstrukturen zu nutzen, 

die längerfristig durchaus auch Exportchancen besitzen 

können. Von herausragender Bedeutung dürften hier die 

Bereiche Bauen (mit den breitgefächerten Vorleistungen), 

Verkehrs-/Bahntechnik und Umwelttechnik sein. Gesucht 

sind hier Möglichkeiten zur Ansiedlung etablierter Anbie-

ter. Einzubeziehen sind dabei Überlegungen zu einer Spe-

zialisierung von Gewerbeparks. Auf die Bedürfnisse der 

Anbieter spezieller Güter infrastrukturell ausgerichtete 

Gewerbeflächen könnten die Ansiedlungsbemühungen 
erleichtern. 

Für die Stärkung Brandenburgs und Berlins als Standort 
für die Produktion mindestens ebenso wichtig wie die 

Ansiedlung etablierter Anbieter ist allerdings eine stärkere 

Ausrichtung ansässiger Betriebe auf diese Produktionen. 

Es geht vor allem darum, solchen Betrieben, die bisher in 

verwandten Bereichen produzierten, das Hineinwachsen 

in die relevanten Märkte zu ermöglichen. Daher ist 

zunächst eine Analyse des Brandenburger und Berliner 

Angebotspotentials in solchen Produktionsbereichen 

durchzuführen, die genügend große technologische Ähn-

lichkeiten aufweisen. Für dieses Produktionssegment ist 

durch entsprechende Produktdifferenzierungen ein Ein-

stieg in die relevanten Märkte möglich. Hilfestellungen auf 
diesem Weg können nicht nur durch regionale Förderin-

strumente einschließlich der Förderung von Beratungslei-

stungen (Informationsbörsen usw.), sondern auch durch 

die Vermittlung von Informationen über die Nachfrageent-
wicklung und die Vermittlung von Kooperationen geleistet 
werden. 

Aufbau einer „ Grenzökonomie" 

Zur Förderung der grenznahen Regionen könnten auf 

der Bundesebene — in Abstimmung mit der EU — spe-

zielle institutionelle Arrangements wie die Schaffung einer 

Freihandelszone angestrebt werden, in der ohne die 

momentanen Friktionen (lange Wartezeiten bei der Zollab-

fertigung, einschränkende Handelsreglementierungen der 

EU) grenzüberschreitende Wirtschaftsbeziehungen aufge-

baut werden können. In dieser Zone müßte zunächst die 
Infrastrukturfürden grenzüberschreitenden Warenhandel 

(Güterverkehrzentren, allgemein: Wahrnehmung logisti-

scher Funktionen) und für die binationale Kommunikation 

(moderne, grenzüberschreitende Telekommunikationsver-

bindungen) schwerpunktmäßig gefördert werden. 

Ein Beispiel für die Nutzung des Arbeitskostengefälles 

unter den gegebenen Bedingungen ist der Weg der passi-

ven Lohnveredelung3. Die Vorteile des Veredelungsver-

kehrs liegen auf beiden Seiten: 

— Der brandenburgische Auftraggeber senkt seine Ferti-

gungskosten und spart zudem noch Zollgebühren, 

denn beim angemeldeten Veredelungshandel wird nur 

die im Ausland erstellte Wertschöpfung verzollt. 

— In den Partnerländern steigen die Einkommen und 

damit die Güternachfrage, wodurch wiederum auch 

Brandenburger Unternehmen begünstigt werden 

könnten. 

Die Lohnveredelung ist allerdings nur bei nennenswer-

ten Kostenunterschieden rentabel. Es ist verständlich, daß 
deutsche Unternehmen deshalb zunächst einmal Partner 

im unmittelbaren geografischen Umfeld suchen. Hier liegt 

eine Chance für die Unternehmen Brandenburgs. 

Fazit 

Die Konkurrenz der Regionen in Europa und die dabei 

eher ungünstige Ausgangssituation Brandenburgs erzwin-

gen die bestmögliche Ausnutzung jedweder Wachstums-

spielräume. Die begrenzten Mittel der Wirtschaftspolitik 

des Landes sind dort einzusetzen, wo sie den größtmögli-

chen Wachstumsbeitrag leisten. Der höchste Wachstums-

beitrag ist bei einer Konzentration der Förderung auf die 

verdichtete Mitte mit dem engeren Verflechtungsraum 

sowie der Stadt Berlin und den Städten Branden-

burg/Havel und Frankfurt/Oder zu erwarten. Dies vor allem 

auch deshalb, weil so die gemeinsamen Potentiale Berlins 

und Brandenburgs am ehesten genutzt werden können. 

Nur in der Symbiose werden beide als Gesamtregion im 

internationalen Standortwettbewerb eine Chance haben. 

Die Verbindung zu Berlin ist das weitaus größte Entwick-

lungspotential Brandenburgs. Dies muß sich stärker als 

bisher in der praktischen Politik in Form einer regionalen 

Konzentration der Aktivitäten niederschlagen. 

3 Dabei werden Teile der Produktion (insbesondere die arbeits-
und damit die lohnkostenintensiven) an ein anderes Unternehmen 
als Lohnauftrag vergeben. 
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Wohnungsbau 1997: Weiter schrumpfender Neubau, 
aber Zunahme bestandsorientierter Baumaßnahmen 

Die Wohnungsbaunachfrage — gemessen an der Zahl der erteilten Baugenehmigungen — ist in West-

deutschland schon seitzwei Jahren starkrückläufig. lm Geschoßwohnungsbau waren im Verlauf des Jahres 

1996 wiederum zweistellige Minusraten zu verzeichnen, und ein Umschwung ist auch für 1997nicht in Sicht. 

Dem steht eine Aufwärtstendenz bei Ein- und Zweifamilienhäusern gegenüber, die sich im vergangenen Jahr 

gefestigt hat und 1997 weiter tragen wird. Insgesamt (einschließlich Ausbaumaßnahmen und Wohnungen in 

Nichtwohnbauten) wird die Zahl dergenehmigten Wohnungen für 1997auf370 000 geschätzt (nach 395 000 

im Vorjahr). 

In den neuen Bundesländern hielten sich im vergangenen Jahr die Baugenehmigungen auf überra-

schend hohem Niveau. Allerdings wird ein Einbruch infolge des Wegfalls der hohen steuerlichen Begünsti-

gung (Fördergebietsgesetz) nicht ausbleiben. In diesem Jahr ist für die Gesamtzahl der genehmigten Woh-
nungen ein Rückgang um ca. 30 vH zu erwarten; sie wird damit bei knapp 130 000 liegen (nach jeweils 

180 000 in den Jahren 1995 und 1996). 

Die Bauleistung für den Wohnungsneubau wird 1997 schrumpfen, in Ostdeutschland stärker noch als in 

Westdeutschland. Der Eigenheimbau wirkt dabei zu einem gewissen Grade stabilisierend. Auch ein 
Zuwachs bei den bestandsorientierten Bauleistungen — Sanierung, Instandsetzung, Modernisierung — 

dürfte dazu beitragen, daß das Wohnungsbauvolumen in Deutschland 1997 nur mäßig zurückgeht. In den 

kommenden Jahren ist allerdings mit einem starken Abschwung zu rechnen, der vor allem den Miet-

wohnungsbau betrifft. 

Entwicklung der Baunachfrage 

in den alten Bundesländern ... 

Die Schwäche beim Wohnungsbau muß vorwiegend 
unter dem Aspekt der schrumpfenden Kaufkraft breiter 

Schichten beurteilt werden. Dieser Einfluß macht sich 

besonders am Mietwohnungsmarkt bemerkbar: Teurere 

Neubauwohnungen finden kaum noch Abnehmer, und 

auch bei der Wiedervermietung frei gewordener Wohnun-

gen müssen sich die Vermieter seit einiger Zeit den Markt-

gegebenheiten anpassen — die Anhebungen fallen gerin-

ger aus als lange Zeit üblich. Diese Tendenz, die nun schon 

drei Jahre währt, dämpft die Investitionsneigung der Woh-

nungsunternehmen und erst recht diejenige der privaten 
Investoren. Dabei waren die Rahmenbedingungen von der 

Kostenseite her im vergangenen Jahr günstig, und sie 

haben sich tendenziell noch verbessert: Das Hypotheken-

zinsniveau war niedrig und hat zur Jahreswende 1997 

sogar den bisherigen Tiefstand des Jahres 1978 unter-

schritten', der Baupreisanstieg lag im vergangenen Jahr 

nahe bei Null, und auch die Grundstückspreise standen 

unter Druck. 

Eine stimulierende Wirkung auf die Wohnungsbaunach-

frage zeigte sich nur beim Eigenheimbau. Nach einer deut-

lichen Abschwächung in den Jahren 1994 und 1995 stieg 

die Nachfrage im vergangenen Jahr wieder stetig; die Zahl 

der genehmigten Wohnungen ist mit 155 000 zu veran-

schlagen (+5 vH gegenüber dem Vorjahr). Dazu beigetra-

gen hat sicherlich auch die Neuregelung der steuerlichen 

Wohneigentumsförderung, die — nach der langwierigen 

Diskussion in den Vorjahren und einer dadurch hervor-

gerufenen zeitweiligen Zurückhaltung der potentiellen 

Bauherren — zwar dem Finanzvolumen nach keine 

wesentliche Verbesserung erfuhr, seither aber für jeden 

Bauinteressenten besser kalkulierbar ist. Die Nachfrage 

dürfte auch in diesem Jahr steigen; die Zahl der Genehmi-
gungen könnte dabei wieder an das durchschnittliche 

Niveau in den letzten fünf Jahren (ca. 165 000 Wohnungen 

jährlich) heranreichen. 

Im Bereich des Geschoßwohnungsbaus2 hielt die 

Abwärtstendenz 1996 ungebremst an. Die Zahl der geneh-

migten Wohnungen wird nur noch 183 000 (nach 245 000 

im Jahre 1995) erreichen. An sich hätte man im Jahresver-

lauf eine gewisse Stabilisierung erwarten können, gab es 

doch Anzeichen dafür, daß sich das Vermietungsgeschäft 

allmählich wieder bessert, so daß die günstigen Finanzie-

rungsbedingungen letztlich positiv auf die Investitionsent-

scheidungen gewirkt hätten. 

Vermutlich hat im zweiten Halbjahr auch die Steuer-

reformdiskussion dazu beigetragen, daß es nicht so kam: 

Vor allem die privaten Investoren dürften durch die Ankün-

digung einer künftigen Besteuerung von Veräußerungs-

gewinnen verunsichert worden sein. Dies hätte für die 

Renditekalkulationen mehr Gewicht als die ebenfalls ange-

kündigte weitere Beschränkung der steuerlichen Abschrei-

bungen. 

1 Für Hypotheken mit 10jähriger Zinsfestschreibung liegt der 
Zinssatz derzeit deutlich unter 7, mit 5jähriger Festschreibung 
deutlich unter 6 Prozent. 

2 Mietwohngebäude und Mehrfamilienhäuser mit Eigentums-
wohnungen, die großteils zur Vermietung bestimmt sind. 



Tabelle 1 
Entwicklung der Wohnungsbautätigkeit in Westdeutschland 

1993 1994 1995 19964) 19975) 1993 1994 1995 19964) 19975) 

Wohnungen in... 

Einfamilienhäusern 
Zweifamilienhäusern 

Ein- und Zweifamilienhäusern 

Eigentumswohnanlagen 
Mietwohngebäuden 

Mehrfamilienhäusernl) 

Wohnheimen 

Neuen Wohngebäuden insgesamt 

Bestehenden Wohngebäuden 

Wohnbauten insgesamt 

Nichtwohnbauten 

Wohn- und Nichtwohnbauten 

Eigenheime, Eigentumswohnungen3) 
Wohnungen in Mietwohngebäuden 
Insgesamt 

Wohnungen in... 

Einfamilienhäusern 
Zweifamilienhäusern 

Ein- und Zweifamilienhäusern 

Eigentumswohnanlagen 
Mietwohngebäuden 

Mehrfamilienhäusern) 

Wohnheimen 

Neuen Wohngebäuden insgesamt 

Bestehenden Wohngebäuden 

Wohnbauten insgesamt 

Nichtwohnbauten 

Wohn- und Nichtwohnbauten 

Genehmigte Wohnungen in 1000 

112,0 
60,2 

172,2 

154,2 
119,4 
273,6 

7,6 

453,3 

56,7 

510,1 

14,0 

524,1 

40,6 
70,7 

111,4 

123,2 
70,1 

193,3 

176,7 
139,3 
316,0 

4,9 

514,3 

58,1 

572,3 

14,2 

586,5 

96,2 
51,3 

147,5 

134,1 
110,4 
244,5 

3,4 

395,4 

50,8 

446,2 

12,4 

458,6 

107 
49 
156 163 

93 
90 
183 153 

4 

342 320 

41 

384 360 

12 

395 370 

davon öffentlich geförderte) 

41,1 
65,3 

106,4 

31,7 
60,1 
91,9 80,0 70 

Fertiggestellte Wohnungen in 1000 

101,9 
49,3 

151,1 

114,8 
99,8 

214,6 

8,2 

373,9 

47,1 

421,0 

10,9 

431,9 

119,4 
62,3 

181,6 

141,8 
114,2 
256,0 

4,9 

442,5 

50,9 

493,4 

11,8 

505,2 

104,7 
59,5 

164,2 

141,2 
122,4 
263,6 

5,9 

433,7 

52,2 

485,9 

12,9 

498,8 

102 
54 
156 158 

130 
112 
242 200 

5 

403 362 

50 

453 409 

12 

465 420 

Veränderung in vH 

8 10 -22 11 
15 17 -27 -4 
10 12 -24 6 5 

22 15 -24 -31 
16 17 -21 -18 
19 15 -23 -25 -16 

-15 -35 -30 5 

15 13 -23 -13 -6 

9 2 -12 -19 

14 12 -22 -14 -6 

10 1 -13 -7 

14 12 -22 -14 -6 

20 1 -23 
32 -8 -8 
28 -4 -14 -13 -13 

7 
16 
10 

29 
11 
20 

17 
26 
20 

23 
14 
19 

-12 
-4 
-10 

-0 
7 
3 

-3 
-9 
-5 1 

-8 
-8 
-8 

49 -41 23 - 16 

16 

12 

16 

6 

15 

18 

8 

17 

9 

17 

-2 

2 

-2 

9 

-1 

-7 

-4 

-7 

-7 

-7 

1) Ohne Wohnheime. - 2) Ergebnisse der Bewilligungsstatistik. - 3) Einschließlich der nicht eigengenutzten Wohnungen in 
Eigenheimen. - 4) Vorläufiges Ergebnis. - 5) Prognose. 

Quellen: Statistisches Bundesamt, Bautätigkeitsstatistik; Berechnungen des DIW. 

Es ist durchaus üblich, daß private Kapitalanleger bei 

Mietobjekten nur eine begrenzte Haltedauer von 10 bis 
15 Jahren ins Auge fassen und über diesen Zeitraum 
neben der vergleichsweise geringen Ertragsrendite die 

Rendite ins Kalkül ziehen, die aus Steuerersparnis (infolge 

der degressiven AfA) und Wertzuwachs herrührt. Der Wert-

zuwachs gliedert sich dabei in zwei Komponenten, den rea-
lisierten Gewinn - wenn der Verkaufspreis des bebauten 

Grundstücks die Anschaffungskosten übertrifft - und den 
Buchwertgewinn (Herstellungskosten des Gebäudes abzüg-

lich der AfA-Beträge). Häufig steht der Buchwertgewinn im 

Vordergrund, d.h. die Rendite ergibt sich überwiegend 
daraus, daß der Abschreibungsvorteil steuerfrei realisiert 
werden kann. 

Die erst in den letzten Tagen vorgelegten Beschlüsse der 

Steuerreform- Kommission sowie die schon zuvor vom 

Bundesbauminister signalisierte Entwarnung' hellen das 

Zukunftsbild in dieser Frage etwas auf: Die Besteuerung 

der Veräußerungsgewinne ist offenbar vom Tisch. Die 

Regelung hätte sonst auch in ihrer Rückwirkung begrenzt 

werden müssen, weil sie vielen Investitionsentscheidun-

gen der letzten Jahre die Basis entzogen hätte. Dies gilt 

nicht nur für den privaten Mietwohnungsbau in West-

deutschland, sondern erst recht für den in Ostdeutschland. 

3 Vgl. Handelsblatt vom 18./19.1.1997, S. 4. 
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Auf der anderen Seite — das betrifft die künftige steuerli-

che AfA — muß die Zukunft des Mietwohnungsbaus sehr 

skeptisch beurteilt werden. Nach dem Beschluß der Kom-

mission entfällt die degressive AfA — gewerbliche 

Betriebsgebäude sollen künftig (ab 1999) linear mit 3 vH, 

Mietwohngebäude mit 2 vH jährlich steuerlich abgeschrie-

ben werden. Nach der Vorstellung des Bauministers hätte 
es eine Vereinheitlichung derart geben sollen, daß Wohn-

gebäude entsprechend der derzeitigen Regelung für 

Betriebsgebäude linear mit 4 vH abzuschreiben wären. 

Selbst dies hätte für den Mietwohnungsbau eine weitere 

Verschlechterung bedeutet4. 

Die Steuerreform soll 1999 in Kraft treten, und es ist noch 
nicht absehbar, ob der Kommissionsentwurf in allen Punk-

ten realisiertwird. Sollte es bei den Ankündigungen für den 

Mietwohnungsbau bleiben, so würde damit eine drastische 

Schrumpfung des privaten Teils — das betrifft etwa 

200 000 Wohnungen' — in Kauf genommen. Insofern 

könnten 1997 und 1998 sogar gewisse Impulse dadurch 

entstehen, daß manche Investoren sich die bis dahin noch 
günstigeren Konditionen sichern wollen. Mehrheitlich 

dürfte jedoch weiter Zurückhaltung vorherrschen. Einen 

nicht unerheblichen Einfluß auf die Investitionsbereitschaft 

hat schon die Ankündigung, daß künftig eine Haltedauer 
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von mindestens 10 Jahren (entsprechend der neuen Spe-

kulationsfrist) verbindlich würde; bisher ist es durchaus 

möglich, schon in kürzerer Zeit Gewinne steuerfrei zu reali-

sieren6. Nur Wohnungsunternehmen und sonstige Körper-
schaften, die ihre Gebäude langfristig vermieten und 

bewirtschaften, sind von der steuerlichen Diskussion weit-

gehend unberührt. Diese Bauherrengruppe sowie die Bau-

träger von Eigentumswohnungen, die jetzt mehr auf den 

Käuferkreis der Selbstnutzer setzen, stützen zur Zeit den 

Geschoßwohnungsbau. 

Hier ist angenommen worden, daß sich die Abwärtsten-

denz 1997 noch fortsetzen, aber immerhin abflachen wird. 

Die Zahl der genehmigten Wohnungen fiele damit erstmals 

seit langer Zeit wieder geringer aus als die im Eigenheim-

bau. In den 80er Jahren war diese Relation vorherrschend 
— damals war der Mietwohnungsbau auf den niedrigsten 

Stand seit dem Bestehen der Bundesrepublik zurückgefal-

len. Schaubild 1 zeigt, wie rapide sich die saisonbereinig-

4 Erst Anfang Januar 1996 sind die Abschreibungssätze 
gesenkt worden. Bis dahin konnten über einen Zeitraum von 
10 Jahren 58 vH der Herstellungskosten abgeschrieben werden. 
Seitdem sind es 45 vH. Der Vorschlag des Bauministers würde 
eine Kürzung auf 40 vH im gleichen Zeitraum bedeuten. 

5 Gemessen an den Fertigstellungen 1995 für Deutschland 
(Wohnungen in Mietwohngebäuden und Eigentumswohnungen 
zur Vermietung von privaten Haushalten und Personengemein-
schaften). 

6 Bisher gilt bei Grundstücksgeschäften eine Spekulationsfrist 
von 2 Jahren. Darüber hinaus ist die Haltedauer von Immobilien in 
Privatvermögen in Abschnitt 137 der Einkommensteuer- Richtli-
nien geregelt: Als langfristige Vermietung galt nach der Recht-
sprechung des Bundesfinanzhofs ein Zeitraum von 10 Jahren. 
Auch bei einer früheren Veräußerung blieb der Gewinn im allge-
meinen steuerfrei, es sei denn, daß auf eine gewerbliche Betäti-
gung erkannt wurde. Diese liegt vor, wenn ein enger zeitlicher 
Zusammenhang zwischen Anschaffung und Verkauf gegeben ist 
— hier war eine Frist von 5 Jahren angesprochen, jedoch mußte 
eine nachhaltige Betätigung, d.h. die Häufung von Verkäufen, 
gegeben sein. Dafür gab es wiederum eine Objektbeschränkung 
— bis zu drei Objekte konnten i.d.R. „ privat" verkauft werden. 
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ten Kurven in letzter Zeit einander wieder angenähert 

haben. 1997 werden sie sich schneiden, und es ist abseh-

bar, daß der Geschoßwohnungsbau dann für längere Zeit 

ein geringeres Niveau haben wird als bei Ein- und Zwei-
familienhäusern. Dessen zyklische Schwankungen waren 

schon in der Vergangenheit sehr stark ausgeprägt -

Schaubild 2 illustriert die Entwicklung anhand der jährli-

chen Genehmigungszahlen für den Zeitraum ab 1968. 

Bei der Fertigstellung von Gebäuden und Wohnungen 
wird 1996 mit einem eher mäßigen Rückgang gerechnet 

(Eigenheimbau -5 vH, Geschoßwohnungsbau -8 vH). 

Die Zahl der Wohnungen in neuen Wohngebäuden wird auf 
gut 400 000 (Vorjahr 434 000) veranschlagt, die Gesamt-

zahl (einschließlich Ulm- und Ausbaumaßnahmen sowie 

Tabelle 2 

Wohnungen in Nichtwohngebäuden) auf 465 000 (nach 

knapp 500 000). 1997 wird sie sich nochmals um 10 vH auf 

420 000 verringern; im Geschoßwohnungsbau wird die 

Schrumpfung jedoch eklatant sein (200 000 nach 242 000 

Wohnungen). 

... und in den neuen Bundesländern 

Der Wohnungsbau in Ostdeutschland war bisher 

geprägt durch die steuerlichen Anreize, die das Förderge-

bietsgesetz bot. Die Bauaktivitäten standen 1996 unter 

dem Fertigstellungsdruck zum Jahresende, denn im Nor-

malfall war diese Frist einzuhalten, um noch die hohe 

Abschreibung(50 vH,dieüber5Jahrebeliebigverteiltwer-

Entwicklung des Wohnungsbaus in Ostdeutschland 

19936) 1994 1995 19960 19978) 19936) 1994 1995 19960 19978) 

Bautätigkeit 

Wohnungen in... 

Ein- und Zweifamilienhäusern 

Mehrfamilienhäusern) 

Neuen Wohngebäuden insgesamt 

Wohnbauten insgesamt2) 

Wohn- und Nichtwohnbauten 

Ein- und Zweifamilienhäusern 

Mehrfamilienhäusern') 

Neuen Wohngebäuden insgesamt 

Wohnbauten insgesamt2) 

Wohn- und Nichtwohnbauten 

Wert der Bauleistungen 

Baukosten neuer Wohnbauten3) 
Genehmigungen 
Fertigstellungen 

Geschätztes Neubauvolumen4) 

Bauleistung an bestehenden Gebäuden 

Wohnungsbauvolumen insgesamt5) 

Geschätztes Neubauvolumen4) 

Bauleistung an bestehenden Gebäuden 

Wohnungsbauvolumen insgesamt5) 

Genehmigte Wohnungen in 1000 

32,4 45,0 53,0 56 45 

40,2 65,6 104,8 102 62 

72,6 110,7 157,8 158 107 

78,3 120,0 173,4 174 122 

82,6 126,3 180,3 180 127 

Fertiggestellte Wohnungen in 1000 

18 31,2 41,1 50 50 

20 28,9 49,8 91 79 

38 60,1 90,9 141 128 

41 65,5 99,2 151 138 

44 68,7 104,2 156 143 

In Mrd. DM zu jeweiligen Preisen 

10,11 17,66 23,17 28,9 24,3 
14,07 22,70 31,23 31,2 22,1 
7,47 12,21 18,44 27,8 25,7 

14,00 25,44 33,37 41,6 34,7 

25,06 31,21 35,19 30,5 32,6 

39,06 56,65 68,56 72,1 67,3 

In Mrd. DM zu Preisen von 1991 

11,84 

21,19 

33,03 

20,70 

25,40 

46,10 

26,33 

27,78 

54,11 

32,7 

24,0 

56,7 

27,4 

25,6 

53,0 

Veränderung in vH 

158 39 18 6 -20 

336 63 60 -3 -39 

234 52 43 0 -32 

225 53 45 0 -30 

223 53 43 -0 -29 

73 32 22 -1 

45 72 82 - 13 

58 51 55 -9 

60 51 52 -8 

56 52 49 -8 

75 31 25 - 16 
223 61 38 -0 -29 

63 51 51 -8 

117 82 31 25 - 17 

19 25 13 -13 7 

42 45 21 5 -6,7 

102 75 27 24 - 16 

10 20 9 -14 7 

32 40 17 5 -6,5 

1) Einschließlich Wohnheime. - 2) Einschließlich Baumaßnahmen an bestehenden Gebäuden. - 3) Veranschlagte reine Bauko-
sten (ohne Erschließungskosten, Architektenleistungen u.a. Nebenkosten). Hier: gewogenes Mittel für Genehmigungen und Fer-
tigstellungen nach Baufortschritt im jeweiligen Jahr. - 4) Unter Berücksichtigung eines Zuschlags für Baunebenkosten. -
5) Ergebnisse der Bauvolumensrechnung des DIW. - 6) Die Baugenehmigungen für 1992 sind vermutlich nicht vollständig erfaßt; 
die Fertigstellungen für 1993 sind geschätzt. - 7) Vorläufiges Ergebnis - Daten für das 3. Quartal geschätzt. - 8) Prognose. 

Quellen: Statistisches Bundesamt, Bautätigkeitsstatistik; Berechnungen des DIW. 
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den können) zu erlangen. Allerdings sind von der Lobby 

zwei Wege ausfindig gemacht worden, um diese Fristset-

zung zu umgehen: 

— Für Käufer bestand die Möglichkeit, bis Ende 1996 eine 

Vorauszahlung in Höhe der veranschlagten Gesamt-

kosten zu leisten; damit konnte auch eine Fertigstellung 

im Folgejahr (1997) als fristgerecht gelten 7. 

— Bauträger, die einen Teil ihrer Objekte nicht verkauft 

hatten, mußten hingegen versuchen, die Sonder-AfA 

für spätere Interessenten zu konservieren, da sonst ein 

Verkauf schwerfallen dürfte. Voraussetzung war in die-

sem Fall die Gründung einer Personengesellschaft, die 

als Käufer (und Vermieter) auftritt, jedoch vorerst nur 

die normale lineare AfA in Anspruch nimmt. Weil die 

Sonder-AfA über 5 Jahre beliebig verteilt werden kann, 

kann diese auch von Anlegern genutzt werden, die 

1997 oder später der Gesellschaft beitreten. Auf diese 

Weise ist es möglich, für alle Gebäude, die bis Ende 

1996 angeschafft und fertiggestellt waren (so der 

Gesetzeswortlaut), noch bis zur Jahrtausendwende 

Steuervergünstigungen in Anspruch zu nehmen. 

In welchem Umfang beide Wege — auch in Kombina-

tion — genutzt worden sind, ist derzeit schwer zu beurtei-

len. Möglicherweise ist dies eine Erklärung für den Anstieg 

der Baugenehmigungen noch bis weit in das Jahr 1996 

hinein. Dennoch ist einige Skepsis angebracht, was die 

Realisierung eines Großteils dieser späten Genehmigun-

gen betrifft. Vermutlich spielen dabei schon länger zurück-

liegende Planungen von Wohnanlagen eine Rolle, die 
zweite und dritte Bauabschnitte vorsahen; solange aber 

die bereits fertigen Objekte nicht verkauft sind, dürfte die 

Finanzierung der weiteren Wohnungen kaum zu realisie-
ren sein. Verkauf und Vermietung sind vielerorts bereits ins 

Stocken geraten. 

Einen gewissen Hinweis auf die Fertigstellungschancen 

liefern auch Daten zum statistischen Bauüberhang (geneh-

migte, aber noch nicht fertiggestellte Wohnungen). Schon 

Ende 1995 waren 40 vH der registrierten Wohnungen noch 
nicht begonnen. Für 1996— Angaben liegen noch nichtvor 

— ist angenommen worden, daß die Zahl der noch nicht 

begonnenen Wohnungen im Jahresverlauf gestiegen ist 

und daß der Bau eines Teils dieser Wohnungen (etwa 

100 000) auch 1997 nicht mehr in Angriff genommen wird. 

Die Gesamtzahl der 1996 erteilten Baugenehmigungen 

steht noch nicht fest; sie wird mit 180 000 veranschlagt, 

was dem Vorjahresniveau entspräche. Die Fertigstellungen 

folgten den Genehmigungen bisher nur verzögert; wegen 

der steuerlich relevanten Fristen müßten sie kräftig zulegen 

— geschätzt wird ein Zuwachs um 50 vH (156 000 nach 

104 000 Wohnungen im vergangenen Jahr). 

Im Jahre 1997 wird die Baunachfrage wieder auf ein 

„Normalniveau" sinken'. Eine quantitative Einschätzung 

der Nachfrage, die nach dem Wegfall der wesentlichen 

Steuervergünstigung bleibt, ist indes mit großen Unsicher-
heiten verbunden. Die Baugenehmigungen dürften im lau-

fenden Jahr um knapp 30 vH niedriger sein als im Vorjahr. 

Dabei kann der Ein- und Zweifamilienhausbereich kei-

neswegs außer Betracht bleiben, denn der Anteil der Pro-

jekte, die vorwiegend für Kaufinteressenten zur Vermie-
tung konzipiert worden sind, betrug — bezogen auf die 

1995 und 1996 erteilten Genehmigungen — schätzungs-

weise ein Viertel. Die Nachfrage der privaten Haushalte, 

die als Bauherren oder Käufer Selbstnutzung beabsichtig-

ten, betraf also in beiden Jahren nur etwa 40 000 Wohnun-

gen. Dieser Sockel kann — entsprechend dem Nachfrage-

trend in Westdeutschland — als stabil oder leicht aufwärts 

tendierend angesehen werden. 

Im Geschoßwohnungsbau wird der Rückgang weitaus 

stärker sein. Hier kommen mehrere Einflüsse zusammen: 

— Die verringerte Sonderabschreibung nach dem Förder-

gebietsgesetz (künftig 25 vH in 5 Jahren) bietet nur 

noch einen marginalen Vorteil gegenüber der derzeiti-

gen Regelung im Westen. 

— Die Vermietungsprobleme werden in den nächsten 

Jahren größersein, weil zahlreiche Wohnungen aus der 
vorangegangenen Boomphase noch unvermietet sind 

bzw. nach Fertigstellung auf den Markt kommen 

werden. 

— Für private Investoren kommt hinzu, daß nach den 

Ankündigungen zur Steuerreform eine nur kurze Halte-

dauer zur Vermietung (im Fördergebietsgesetz sind 

5 Jahre als Mindestzeit festgelegt) und anschließender 

Verkauf an Eigentumsinteressenten als mögliche 

Option ausscheidet, denn ab 1999 würde die 10jährige 

Spekulationsfrist dem einen Riegel vorschieben. 

— Weitgehend frei von Vermietungsproblemen ist zwar 

der öffentlich geförderte Wohnungsbau. Dieser Bereich 

schrumpftjedoch ebenfalls, weil die Länder ihre Förder-
etats schon im vergangenen Jahr wegen der schwieri-

gen Finanzlage drastisch kürzen mußten9. 1997 wer-

den sie kaum mehr Mittel einsetzen können, wodurch 

insbesondere die Neubautätigkeit der Unternehmen 

tangiert wird. 

7 Abschnitt 45 der Einkommensteuer- Richtlinie regelt die 
Frage angemessener Vorauszahlungen unter Verweis auf die 
Makler- und Bauträger-Verordnung. Demnach kann eine Anzah-
lung in voller Höhe des Kaufpreises als angemessen eingestuft 
werden, wenn das Objekt im Folgejahr fertiggestellt wird. Faktisch 
ist dies eine Frage der Prüfungspflicht durch die Finanzämter, der 
sie jedoch bei einem Ultimo-Ansturm kaum nachkommen kön-
nen. Genau genommen dürften entsprechende Einkommensteu-
erbescheide nur als „vorläufig" ausgestellt werden. 

8 Ein derartiger Abschwung nach der Überhitzungsphase ist 
vom DIW schon früher erwartet worden. Die Umgehungsmöglich-
keit der steuerlichen Fristen war damals nicht absehbar. Vgl.: Woh-
nungsbau 1996: Nachfragebelebung im Westen und Abschwung 
im Osten. Bearb.: B. Bartholmai. In: Wochenbericht des DIW, 
N r. 9/1996. 

9 Vorläufige Angaben über die Zahl der geförderten Wohnun-
gen liegen nur für das erste Halbjahr 1996 vor; demnach wurden 
hier noch 4 200 Mietwohnungen gegenüber 14 200 im entspre-
chenden Vorjahreszeitraum gefördert. 
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Aus diesen Gründen ist die Perspektive für den 

Geschoßwohnungsbau in Ostdeutschland für dieses Jahr 
und auch auf mittlere Sicht keineswegs günstiger als in den 

westlichen Ländern. Die Genehmigungen werden rapide 

fallen; nur bei den Fertigstellungszahlen und bei den Bau-

leistungen wird 1997 noch der Bauüberhang stabilisierend 

wirken. 

Entwicklung und Struktur der Bauleistungen 

Zur Beurteilung, wie sich die erhebliche Veränderung 

bei der Nachfrage nach Neubauten auf die gesamte Bau-

produktion auswirken wird, ist das Wohnungsbauvolumen 

in einen Neubauteil und einen Restbereich - Bauleistun-

gen an bestehenden Gebäuden - aufgeschlüsselt 

worden. 

Eine derartige Berechnung wird vom DIW für die alten 

Bundesländer schon seit langem vorgenommen (vgl. 

Tabelle 3); für die neuen Länder kann dieser Ansatz vorerst 

nur eine grobe Schätzung sein, weil aktuelle Informationen 

zur Struktur des Bauüberhangs fehlen und kaum Daten 

zum tatsächlichen Wert der fertiggestellten Gebäude vor-

Tabelle 3 

liegen. Die Schätzung stützt sich deshalb vorwiegend auf 

die jährlichen Angaben zu den veranschlagten Baukosten 

der genehmigten und fertiggestellten Wohnungen (vgl. 

Tabelle 2), aus denen ein Mittelwert, entsprechend dem 

geschätzten Baufortschritt, gebildet wird. DerZuschlag für 

Erschließungs- und Baunebenkosten sowie Eigenleistun-

gen der Bauherren, die bei den reinen Baukosten nicht 

erfaßt sind, wurde in Anlehnung an Erfahrungswerte in 

Westdeutschland geschätzt. Das so bezifferte Neubauvo-

lumen erklärt nur zum Teil die Höhe und den jährlichen 

Zuwachs des gesamten Wohnungsbauvolumens, das sich 

aus den Umsätzen (bzw. den geleisteten Arbeitsstunden) 

im Baugewerbe für den Wohnungsbau sowie aus anderen 

Produktionsbeiträgen (Montagebau, Architektenleistun-

gen etc.) ergibt. 

Dem so abgeleiteten Bild zufolge hatten in Ostdeutsch-

land die auf Sanierung und Modernisierung gerichteten 

Bauleistungen bis 1995 noch ein höheres Gewicht als der 

Neubau. Im vergangenen Jahr übertrafen die Neubaulei-

stungen (32,7 Mrd. DM zu Preisen von 1991) erstmals die 

Bauleistungen an bestehenden Gebäuden (24 Mrd. DM). 

Letztere sind gegenüber dem Vorjahr deutlich zurückge-

gangen, was mit dem verminderten Liquiditätsspielraum 

Struktur der Wohnungsbauleistungen in Westdeutschland 

1993 1994 1995 19963) 19974) 1993 1994 1995 19963) 19974) 

Neubauvolumen') 

davon: 
Eigenheimbau 
Geschoßwohnungsbau 

Bauleistung an bestehenden Gebäuden2) 

Wohnungsbauvolumen insgesamt 

Neubauvolumen') 

Eigenheimbau 
Geschoßwohnungsbau 

Bauleistung an bestehenden Gebäuden2) 

Wohnungsbauvolumen 

Neubauvolumen') 

Eigenheimbau 
Geschoßwohnungsbau 

Bauleistung an bestehenden Gebäuden2) 

Wohnungsbauvolumen 

In Mrd.DM zu jeweiligen Preisen 

121,5 144,8 135,7 127,0 123,0 

67,0 78,9 70,9 74,5 78,0 
54,5 65,9 64,8 52,5 45,0 

94,2 95,3 107,9 109,7 113,0 

215,7 240,1 243,6 236,7 236,0 

In Mrd. DM zu Preisen von 1991 

110,3 128,7 117,7 109,9 106,6 

60,8 70,1 61,5 64,4 67,6 
49,5 58,6 56,2 45,4 39,0 

85,1 84,2 93,1 94,3 97,4 

195,4 212,9 210,8 204,2 204,0 

Struktur in vH 

56 60 56 54 52 

31 33 29 32 33 
25 28 27 22 19 

44 40 44 46 48 

100 100 100 100 100 

Veränderung in vH 

15,5 19,2 -6,3 -6,4 -3,2 

11,5 17,8 - 10,1 5,1 4,7 
20,8 20,9 - 1,7 - 18,9 - 14,4 

2,1 1,2 13,2 1,6 3,1 

9,2 11,3 1,5 -2,8 -0,3 

10,7 16,7 -8,5 

6,8 15,3 - 12,3 
15,8 18,4 -4,0 

-2,6 - 1,0 10,6 

4,5 9,0 - 1,0 

-6,7 -3,0 

4,8 4,9 
-19,2 - 14,2 

1,3 3,3 

-3,2 -0,1 

1) Geschätzt über veranschlagte Baukosten (Bautätigkeitsstatistik), ergänzt um Zuschläge für Architektenleistungen und Gebüh-
ren, Außenanlagen und Eigenleistungen der Investoren. - 2) Gebäude- und Wohnungsmodernisierung (einschl. Um- und Aus-
baumaßnahmen) und Instandsetzungsleistungen. - 3) Vorläufiges Ergebnis. - 4) Prognose. 
Quelle: Bauvolumensrechnung des DIW. 
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der Wohnungsunternehmen erklärt werden kann 10: Deren 

Verband bezifferte den Rückgang der Investitionen in Ost-

deutschland für 1996 auf 7 Mrd. DM (zu jeweiligen Prei-

sen) 11. Andererseits hat die private Sanierung von Miet-

wohngebäuden, begünstigt durch die steuerliche Förde-

rungtz, vermutlich zugenommen. 

Die Schätzung für 1997 läßt erwarten, daß die Neubaulei-

stung erstmals deutlich sinkt, während die übrigen Baulei-

stungen wieder steigen: 

- Im Neubaubereich wird der Bauüberhang 13, der einen 

Wert von 19 Mrd. DM repräsentiert, weitgehend ausge-

schöpft werden. Hinzu kommt der Wertzuwachs begon-

nener Bauten, einschließlich des Teils, der sich auf die 

Genehmigungen des laufenden Jahres (1997) bezieht. 

Tabelle 4 

In der Summe bedeutet dies dennoch eine Schrump-

fung in zweistelliger Höhe (- 16 vH). 

10 Die Wohnungsunternehmen mußten den bis dahin ausge-

setzten Kapitaldienst für die Altkredite erbringen. Auf der Mieten-
seite waren die Anhebungen - auch bei Verbesserungsmaßnah-
men - begrenzt. 

11 Vgl. Wohnungswirtschaft beklagt Geldmangel. In: Handels-
blatt vom 29.10.1996. 

12 Das Fördergebietsgesetz sieht für Erwerb und Sanierung von 
Mietwohn- und Geschäftsgebäuden Sonderabschreibungen in 

Höhe von 50 vH (bis Ende 1996) und danach von 40 vH (bis Ende 
1998) vor. 

13 Hier definiert als genehmigte, aber noch nicht begonnene 

Bauvorhaben. 

Entwicklung der Wohnungsbaufinanzierung in Deutschland 

1992 1993 1994 1995 1996 

Kreditinstitutel) 

davon: 
Sparkassen (ohne Girozentralen) 
Realkreditinstitute, davon: 

öffentliche Banken 
private Hypothekenbanken2) 

Kreditbanken, Genossenschaftsbanken3) 

Lebensversicherungen 

Bausparkassen 
Kredite, davon: 

Bauspardarlehen4) 
Vor- und Zwischenkredites) 

Nachrichtlich: 
Bauspareinlagen4) 

Wohnungsbaukredites) insgesamt 
darunter. neue Bundesländer') 

Wohnungsneubau 
Erwerb und sonstige Zwecke 
Ablösungen8) 

Wohnungsneubau 
Kauf von Gebäuden und Wohnungen 10) 
Modernisierung, Instandsetzung 10) 
Ablösung von Krediten 

Auszahlung von Finanzierungsmitteln in Mrd. DM 

145,5 193,1 226,0 210,6 

55,4 
25,0 
11,7 
13,2 
65,1 

71,5 
43,6 
17,8 
25,8 
78,0 

78,4 
52,3 
21,1 
31,3 
95,2 

9,7 10,3 14,0 

57,8 
35,8 
17,8 
18,0 

60,7 
38,4 
17,2 
21,1 

61,1 
39,3 
15,7 
23,6 

22,1 22,3 21,8 

191,0 241,8 
12,5 

39,6 
50,8 
9,6 

75,7 
60,6 
36,3 
18,4 

66,7 
54,6 
23,9 
30,6 
89,3 

222,6 

73,9 
57,8 
22,3 
35,5 
90,8 

11,2 11,3 

62,4 
39,7 
15,8 
23,9 

68,1 
44,6 
15,3 
29,4 

22,7 23,5 

279,4 261,5 278,5 
22,4 33,8 37,0 41,0 

Verwendungsstruktur7) der Kredite in vH 

39,6 
50,7 
9,7 

43,7 
47,1 
9,2 

41,2 
49,3 
9,5 

Verwendung der Kredite insgesamt9) in Mrd. DM 

95,8 
83,3 
39,3 
23,4 

122,0 
88,5 
43,0 
25,8 

107,7 
82,3 
46,5 
25,0 

40,3 
49,7 
10,0 

112,3 
89,7 
48,7 
27,7 

1) Ohne Kreditinstitute mit Sonderaufgaben. - 2) Ohne Mischinstitute, die zu den Kreditbanken gerechnet werden. -
3) Geschätzt über die Veränderung der Kreditbestände (laut Bankenstatistik). - 4) Nettobeträge aus Zuteilungen (nach Abzug von 
Beträgen, die zur Ablösung von Vor- und Zwischenkrediten verwendet wurden). - 5) Neue Vorfinanzierungen einschließlich son-
stiger Baudarlehen. - 6) Soweit erfaßt (ohne Kreditinstitute mit Sonderaufgaben). - 7) Angaben der berichtenden Institute über 
die Struktur der Neuzusagen. - 8) Ablösungen von Krediten anderer Institute (ohne Anschlußfinanzierung im eigenen Bestand). 
- 9) Für den Bereich der Kredit- und Genossenschaftsbanken geschätzt.- 10) Aufteilung geschätzt. 

Quellen: Erhebungen kreditwirtschaftlicher Verbände; Berechnungen des DIW. 
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— Ein wieder stärkerer Zuwachs bei den übrigen Leistun-

gen kann insofern begründet werden, als viele Kapital-

anleger die steuerlich geförderte Sanierung nun als 

Alternative zum Neubau bevorzugen werden. Hinzu 

kommt, daß die Länder ihre knappen Förderetats 

zunehmend auf die Bestandspflege (darin einge-

schlossen sind auch städtebauliche Maßnahmen sowie 

die Umnutzung ehemals militärischer Komplexe) 

legen. So werden auch die Wohnungsunternehmen — 

mangels des Förderangebots für Neubauten — mehr 

für Instandsetzung und Modernisierung ausgeben. 

Auch in Westdeutschland bilden die Bauleistungen zur 

Pflege und Verbesserung des Wohnungsbestandes einen 

Sockel, der mehr als 40 vH des Wohnungsbauvolumens 

ausmacht. 1994 erreichte der Neubauanteil — bei Rekord-

zahlen für genehmigte und fertiggestellte Wohnungen — 

kurzfristig die Marke von 60 vH; im vergangenen Jahr fiel 

er jedoch wieder auf 54 vH. 

Die Bauleistungen bei Bestandsmaßnahmen (ein-

schließlich Um- und Ausbau) sind tendenziell ausgeweitet 

worden, und zwar von 1994 bis 1996 um real 10 Mrd. DM, 

während der Neubau in dieser Zeit um 19 Mrd. DM zurück-

ging. Die ausgleichende Wirkung der bestandsorientierten 

Bauaufträge ist insofern plausibel, als Wohnungsunter-

nehmen in Zeiten höherer Neubautätigkeit größere 

Instandsetzungen zurückstellen; sie werden dann nachge-

holt, wenn der Neubau geringere Mittel bindet. Ein ähnli-

cher Effekt ergibt sich, wenn der Erwerb von älteren 

Gebäuden und Wohnungen zunimmt, da häufig Umbauten 

und Modernisierungen folgen. 

Im laufenden Jahr dürften sich die Gewichte weiter von 

Neubau zu Bestandspflege verschieben, vor allem wegen 

des erneut abnehmenden Geschoßwohnungsbaus. Ein 

Indiz für wieder mehr Bestandsmaßnahmen ist darin zu 

sehen, daß offenbar der Erwerb von Wohnimmobilien im 

vergangenen Jahr aufwärts tendierte; dies zeigt der 

Anstieg der Kredite, die für diesen Zweck zur Verfügung 

gestellt wurden (vgl. Tabelle 4). Der Zuwachs der Bestands-

Bauleistungen ist für 1997 mit rund 3 vH veranschlagt wor-

den. Das gesamte reale Wohnungsbauvolumen würde so 

etwa dem Vorjahreswert entsprechen. 

Faßt man die vorliegenden Schätzungen des Wohnungs-

bauvolumens für West- und Ostdeutschland zusammen, 

so ist insgesamt in diesem Jahr mit einem Rückgang 

gegenüber 1996 um 1,5 vH — von 261 auf 257 Mrd. DM — 
zu rechnen. 

Finanzierung des Wohnungsbaus 

Die Informationen aus der Kreditwirtschaft zur Woh-

nungsbaufinanzierung sind in Tabelle 4 zusammengestellt 
worden. Da eine Aufschlüsselung der Daten für Ost- und 

Westdeutschland problematisch ist 14, sind sie für Deutsch-
land insgesamt ausgewiesen. Zu beachten ist, daß die Kre-

ditbanken und Genossenschaftsbanken in diese laufen-
den Verbandserhebungen nicht einbezogen sind; deren 
Kreditvergabe kann nur über die Veränderung der Kredit-

bestände laut Bundesbank-Statistik geschätzt werden. 

Faßt man die insgesamt ausgezahlten Kredite (Banken, 
Lebensversicherungen und Bausparkassen) mit den Aus-

zahlungen an Bauspareinlagen zusammen (ausgezahlte 
Finanzierungsmittel), so ergibt sich für 1995 ein Betrag von 

284 Mrd. DM und für 1996 ein solcher von 302 Mrd. DM. 
An dem Zuwachs waren alle Institutsgruppen beteiligt, 

allen voran die Sparkassen und Bausparkassen. Dies ist im 
Zusammenhang mit der steigenden Wohneigentumsbil-

dung zu sehen, wobei diesen Instituten die Kundennähe 
zugute kommt. Die Bausparkassen haben ihr Geschäft 
dabei vor allem im Wege der Vor- und Zwischenkredite aus-

geweitet. 

Neben der Neubaufinanzierung, deren Kreditvolumen 
mit 112,3 Mrd. DM eingegrenzt werden kann (Zunahme um 

gut 4 vH), ging ein kräftiger Impuls von der Nachfrage nach 
Krediten für den Erwerb und die Modernisierung von 

Gebäuden und Wohnungen aus. Die für diese Zwecke aus-
gezahlten Kredite summierten sich auf mehr als 138 Mrd. 
DM (gegenüber knapp 129 Mrd. DM im Jahre 1995). Eine 
Aufteilung ist nur ansatzweise möglich; sie deutet darauf 

hin, daß der Anstieg in stärkerem Maße die Kaufpreisfinan-

zierung betraf. Offenbar haben die günstigen Kreditkondi-
tionen — bei in den letzten Jahren gedrückten Immobilien-

preisen — die Nachfrage nach älteren Gebäuden und Woh-
nungen neu belebt. 

Es muß ohnehin als Tatsache gelten, daß in Deutschland 

die jährlichen Kauf- bzw. Verkaufsfälle — gemessen an der 
Zahl der Wohnungen — die der Neubaufertigstellungen 

übertreffen 15. Der Markt für Wohnungsbaufinanzierungen 
dürfte sich also in den kommenden Jahren als relativ stabil 

erweisen, selbst wenn ein länger anhaltender Abschwung 
im Mietwohnungsneubau eintritt. 

14 Teilweise sind Angaben verfügbar, jedoch ist unklar, ob nach 
Lage der Objekte oder dem Sitz des Kreditnehmers unterschieden 
wird. 

15 Dies wird auch anhand der hier eingegrenzten Kreditvolu-
mina deutlich, wenn man berücksichtigt, daß der Abstand der 
Kaufpreise (bei Fällen des Alterwerbs) zu den Herstellungskosten 
neuer Wohnungen 25 bis 30 vH beträgt. 
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